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TOP 56: 

Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 2014/94/EU und 
weiterer immissionsschutzrechtlicher Rechtsakte der 
Europäischen Union 

Drucksache: 486/19 

I. Zum Inhalt der Verordnung 

Die Verordnung der Bundesregierung dient der innerstaatlichen Umsetzung von 

EU-Recht im Bereich des Immissionsschutzes und führt zu Änderungen in der 

10. BImSchV (Verordnung über die Beschaffenheit und Auszeichnung der Qua-

litäten von Kraft- und Brennstoffen) und in der 30. BImSchV (Verordnung über 

Anlagen zur biologischen Behandlung von Abfällen). 

Die Änderung der „Verordnung über die Beschaffenheit und die Auszeichnung 

der Qualitäten von Kraftstoffen - 10. BImSchV“ basiert im Wesentlichen auf 

der Umsetzung der Richtlinie 2014/94/EU. Diese sieht Vorgaben zum Aufbau 

von Infrastrukturen zur Versorgung mit alternativen Kraftstoffen wie Erdgas, 

Wasserstoff und Strom als Ersatz für erdölbasierte Kraftstoffe vor. Dabei haben 

die Mitgliedstaaten auch transparente Nutzerinformationen über die in Verkehr 

gebrachten Kraftstoffe oder zu den Ladepunkten bereitzustellen. Damit diese 

Informationen harmonisiert sind, sieht die EU-Richtlinie vor, dass die europäi-

schen Normungsorganisationen die Spezifikationen zunächst festlegen. Das ist 

erfolgt und in der deutschen Sprachfassung gemäß DIN EN 16942 im Dezem-

ber 2016 veröffentlicht worden.  

Darüber hinaus wird für Autostrom die Kennzeichnung der Ladestationen fest-

gelegt, indem auf die technische Norm DIN EN 17186 verwiesen wird. Dem 

Nutzer sollen damit Informationen zu den verfügbaren Lademöglichkeiten und 

der Kompatibilität zwischen Fahrzeug und Ladestation gegeben werden. 

Im Wesentlichen sieht das Regelungsvorhaben für die 10. BImSchV vor: 
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• neue grafische Darstellungen der Zeichen zur Auszeichnung der Kraftstoff-

qualitäten sowohl für alternative Kraftstoffe als auch für konventionelle 

Kraftstoffe wie Benzin und Diesel,  

• damit die Verpflichtung, an allen Tankstellen die Zapfsäulen bzw. Ladesäu-

len und zusätzlich auch die Zapfventile neu auszuzeichnen, 

• neu in Verkehr gebrachte Kraftfahrzeuge müssen in der Nähe ihrer Kraft-

stoffeinfüllstutzen (Tank) ebenfalls eine grafische Darstellung zum zulässi-

gen Kraftstoff aufweisen. Dabei sind die Auszeichnungen wie für die Zapf-

ventile zu verwenden, d.h. die Autohersteller können keine eigenen Symbole 

oder Kennzeichnungen mehr verwenden,  

• die Betriebsanleitungen oder vergleichbare Unterlagen der neu in Verkehr 

gebrachten Kraftfahrzeuge dürfen keine herstellereigenen Auszeichnungen 

für die zulässigen Kraftstoffe mehr aufweisen, sondern müssen den Aus-

zeichnungen des Regelungsvorhabens entsprechen, 

• darüber hinaus werden Qualitätsanforderungen für Wasserstoff als Kraft-

stoff festgelegt, indem auf die technische Norm DIN EN 17124 vom 

Mai 2019 verwiesen wird, 

• für leichtes Heizöl wird der Begriff „stickstoffarm“ eingeführt und die Qua-

lität dafür festgelegt. Zur Feststellung des Gehalts an Stickstoff in leichtem 

Heizöl wird das Analyseverfahren nach DIN 51444, Ausgabe 2003 vorge-

ben. 

Betroffen sind alle bestehenden und neu zu errichtenden Tankstellen. Derzeit 

existieren in Deutschland rund 14.500 Tankstellen. Davon sind rund 

13.000 sog. Markentankstellen, also solche, die an bestimmte Ketten gebunden 

sind bzw. in ein Vertriebssystem einer Markenfirma eingegliedert sind. Rund 

1.500 Tankstellen gelten als sog. freie Tankstellen, bei denen der Kraftstoff im 

eigenen Namen und auf eigene Rechnung verkauft wird. Schließlich sind bun-

desweit etwa 8.400 Autostrom-Ladesäulen betroffen.  

Von den Anforderungen an Kraftfahrzeuge sind alle Fahrzeughersteller betrof-

fen, deren Fahrzeuge neu in Deutschland zugelassen werden sollen. Insoweit 

sind keine Bestandsfahrzeuge betroffen. 

Die Änderungen der „Dreißigsten Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes - 30. BImSchV“ beziehen sich im Wesentlichen da-

rauf, dass 
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• der Grenzwert für Gesamtstaub im Abgas von biologischen Abfallbehand-

lungsanlagen von 10 mg/qm auf 5 mg/qm reduziert wird,  

• die Einzelmesspflichten für Dioxine/Furane und Geruchsstoffe entfallen, 

wenn nachgewiesen wird, dass aufgrund der Emissionsminderungseinrich-

tung und der Zusammensetzung der Einsatzstoffe ein Überschreiten des 

Grenzwertes mit ausreichender Sicherheit nicht erfolgen wird. 

Betroffen sind rund 40 in Deutschland befindliche mechanisch-biologische Ab-

fallbehandlungsanlagen. Diese Anlagen teilen die Restabfälle in unterschiedli-

che Abfallfraktionen auf (bspw. Metalle, biologische Abfälle usw.), um diese 

jeweils der Abfallbehandlung zuzuführen (bspw. stoffliche Verwertung, Ver-

brennen, Deponieren).  

II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare  

Sicherheit empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung gemäß Artikel 80 Ab-

satz 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe einer technischen Änderung zuzu-

stimmen.

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt, der Verordnung gemäß Artikel 80 Ab-

satz 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe folgender Änderungen zuzustimmen: 

Paraffinischer Diesel soll gemäß der Norm DIN EN 15940 als Dieselkraftstoff 

in § 4 der 10. BImSchV aufgenommen werden, da Power-to-Liquid-Kraftstoffe 

(PtL) eine Möglichkeit darstellten, regenerativ gewonnenen Strom in den Ver-

kehrssektor zu integrieren. Der durch PtL synthetisierte paraffinische Diesel sei 

zudem im Vergleich zu Diesel der Norm DIN EN 590 schadstoffärmer und 

könne zur Luftreinhaltung in den Städten beitragen. 

Im Unterschied zu anderen regenerativ gewonnenen Kraftstoffen wie Wasser-

stoff und Biogas könne paraffinischer Diesel unter Verwendung der vorhande-

nen Infrastruktur an allen Tankstellen vertrieben werden. 

PtL-Kraftstoffe sollten auch als Reinkraftstoffe an den Tankstellen vermarktet 

werden. Eine Beschränkung allein auf die Beimischung der PtL-Kraftstoffe zu 

konventionellen, fossilen Kraftstoffen werde nicht die erforderlichen Investitio-

nen auslösen. Deshalb sei die Aufnahme von paraffinischem Diesel gemäß der 

Norm DIN EN 15940 als Dieselkraftstoff in § 4 der 10. BImSchV alternativlos. 
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Weiterhin sei die derzeitige Beschränkung der Basis von Schiffskraftstoffen al-

lein auf Erdöl im Hinblick auf die Klimaschutzanforderungen nicht mehr zeit-

gemäß und deshalb zu streichen. Regenerative Energieträger müssten zur Ein-

haltung der deutschen Klimaschutzziele auch im Verkehrssektor verstärkt ge-

nutzt werden. Davon könne der Schifffahrtssektor nicht ausgenommen werden. 

Kraftstoffe aus Biomasse und PtL-Kraftstoffe müssten zulässig sein, um ent-

sprechende Innovationen und die Senkung der Treibhausgasemissionen zu be-

wirken.  

Weiterhin empfiehlt der Wirtschaftsausschuss hilfsweise zu der zielgleichen 

Maßgabe, eine Entschließung mit nachfolgendem Tenor zu fassen: 

Um mit erneuerbarem Strom hergestellte synthetische Dieselkraftstoffe (soge-

nannte E-Fuels) gewerbsmäßig in den Verkehr bringen zu können, sei die Auf-

nahme der DIN EN 15940 in die 10. BImSchV notwendig. Die vorliegende 

Verordnung sehe dies noch nicht vor. Der Bundesrat solle deshalb die Bundes-

regierung auffordern sicherzustellen, dass spätestens mit der Umsetzung der Er-

neuerbaren Energien Richtlinie in nationales Recht auch die Aufnahme der 

DIN EN 15940 in die 10. BImSchV erfolgen wird. 

Der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz und der Verkehrs-

ausschuss empfehlen dem Bundesrat, der Verordnung unverändert zuzustim-

men. 

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus Drucksache 486/1/19 ersichtlich. 


